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Verlegung/Einweisung in eine Institution bei Urteils(un)fähigkeit 
Sachverhalt

Eine Frau ist nach Art. 372 ZGB bevormundet. Sie und ihr Ehemann werden wirtschaftlich unterstützt. Nachdem das Ehepaar wegen Wohnverwahrlosung umziehen musste, wurde erneut die Kündigung wegen Wohnverwahrlosung ausgesprochen. Hilfestellungen/Interventionen zur Verbesserung der Wohnkompetenzen des Ehepaares sind wegen der Reaktanz des Ehemannes nicht möglich. Er verweigert die Kooperation mit den Behörden und der Verwaltung. Für ihn läuft das Entmündigungsverfahren.
Fragen 

Kann die Vormundschaftsbehörde entscheiden, dass die Ehefrau gegen ihren Willen in eine Institution eintritt (bsw. begleitetes Wohnen. Der Ehemann könnte mit ihr eintreten)?
Muss die Vormundschaftsbehörde für den Wohnortswechsel überhaupt zustimmen (Art. 421 ZGB) oder lediglich zur Uebertragung der Massnahme an eine andere Behörde?
Erwägungen
1. Die vormundschaftliche Behörde kann eine fürsorgerische Freiheitsentziehung (FFE) anordnen. Gemäss Art. 361 ZGB wäre  dies die Vormundschaftsbehörde oder die Aufsichtsbehörde. Die kantonalen Ausführungsbestimmungen (i.d.R. die EG ZGB) konkretisieren die Zuständigkeit. Voraussetzung für eine FFE ist eine psychische Störung/geistige Behinderung (Geistesschwäche, Geisteskrankheit), Suchterkrankung oder aber schwere Verwahrlosung. Letztere meint einen Zustand der Verkommenheit, welcher mit der Menschenwürde nicht mehr vereinbar ist (BSK-ZGB I-Geiser, Art. 397a ZGB N 10). Zusätzlich muss die persönliche Fürsorge nicht anders erwiesen werden können und eine geeignete Anstalt (also eine Institution, welche die persönliche Fürsorge unter spürbarer Einschränkung der Bewegungsfreiheit erbringt (BGE 121 III 308))  vorhanden sein. Die FFE ist ein massiver Eingriff in die Persönlichkeitsrechte. Deshalb darf sie nur angeordnet werden, wenn er verhältnismässig, also geeignet und erforderlich ist sowie in einem angemessenen Zweck-Mittel-Verhältnis steht. Gerade letzteres deutet darauf hin, dass eine FFE nur zurückhaltend anzuordnen ist. Die Praxis spricht deshalb auch oft von akuter Fremd- oder Selbstgefährdung, wobei eine solche nicht in jedem Falle vorliegen muss. Zudem zeigen sich relativ grosse kantonale Unterschiede in der Handhabung der FFE.
2. Die Vormundin kann sodann auch bei Gefahr im Verzuge gemäss Art. 406 Abs. 2 ZGB eine FFE anordnen, wobei auch sie an die Verfahrensbestimmungen der Art. 397d-f ZGB gebunden ist (Caviezel-Jost, Die materiellen Voraussetzungen der fürsorgerischen Freiheitsentziehung, Diss. 1988, S. 106; BSK- ZGB I-Affolter, Art. 406 N 68); es ist namentlich bei psychischer Erkrankung gemäss Art. 397e Ziff. 5 ZGB ein Sachverständiger (sprich Arzt/Ärztin am besten mit Fachkenntnissen im psychiatrischen Bereich) beizuziehen.  
3. Sind die Voraussetzungen einer FFE nicht gegeben, so ist zu unterscheiden, ob die Person urteilsfähig ist oder nicht. Ferner ist zwischen dem Vertrag mit der Institution und der tatsächlichen Verlegung der betroffenen Person zu differenzieren, da der Vertrag noch nicht dazu führt, dass die Person auch tatsächlich in die Institution eintritt. 
Ist sie vorübergehend urteilsunfähig (z.B. wegen einer Operation), so ist – sofern der Entscheid nicht dringlich ist – zu warten bis sie wieder urteilsfähig ist. Ist sie dauernd nicht urteilsfähig in Bezug auf die Frage des Eintritts in eine Institution, so kann der Vormund gemäss seiner umfassenden Vertretungsmacht einen Vertrag mit der Institution – unter Beachtung von Art. 421 Ziff. 6 ZGB – abschliessen. Zu empfehlen ist aber auch hier, dass sozialarbeiterisch primär mit Motivationsförderung gearbeitet wird, soweit die Person noch hierzu fähig ist. In Bezug auf die tatsächliche Verlegung in die Institution ist der mutmassliche Wille massgeblich. Darf davon ausgegangen werden, dass die Person aufgrund ihrer Biographie, Vorgeschichte etc. auch in eine Verlegung zugestimmt hätte, so kann eine solche erfolgen. Wehrt sie sich dennoch oder gibt sie Anzeichen hierzu ist eine Platzierung nur via FFE möglich. Ergibt der mutmassliche Wille, dass die Person einer Verlegung nie zugestimmt hätte, so wäre dieser rechtlich zu respektieren und auch dann wäre eine Umplatzierung nur mit einer FFE zulässig. Demgegenüber tendiert die Praxis dazu, auch in solchen Fällen eine Verlegung ohne FFE zuzulassen. War die Person noch nie urteilsfähig (z.B. wegen angeborener geistiger Behinderung), so kommt der hypothetische Willen zum Zuge. Hier gilt eine objektivierte Sichtweise, da nicht von der Biographie und Lebensvorstellungen zu Zeiten der Urteilsfähigkeit ausgegangen werden kann (siehe auch für die Frage der medizinischen Behandlung: Margot Michel, Rechte von Kindern in medizinischen Heilbehandlungen, Diss. 2009, S. 120 f.). 
Ist die Person demgegenüber urteilsfähig und weigert sich, in eine Institution einzutreten, so ist dies primär einmal zu akzeptieren. Urteilsfähige Personen haben das Recht auch aus „Experten/-innensicht“ unsinnig zu entscheiden. Hier ist die tatsächliche Verlegung nur möglich, sofern die Voraussetzungen der FFE gegeben sind. Der Vertrag mit der Institution kann auch bei Urteilsfähigkeit gegen den Willen der entmündigten Person – wiederum unter Berücksichtigung von Art. 421 Ziff. 6 ZGB  - gültig abgeschlossen werden, soweit dies aufgrund einer umfassenden Interessenabwägung im Sinne des Mündels ist und  sämtliche Methoden der Motivationsförderung nicht gefruchtet haben.  Zudem ist bei Urteilsfähigkeit Art. 409 ZGB zu beachten. 
4.  Eine bevormundete Person kann ihren Wohnsitz gemäss Art. 377 Abs. 1 und Art. 421 Ziff. 14 ZGB  nur mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde wechseln (Siehe hierzu die Beantwortung von Kurt Affolter: http://www.vsav-asto-astu.ch/de/dokumentation/dokumente/020214_WohnwechBevPers.doc ). 
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